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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


1. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung für den Fall, 
daß die französische Regierung die Verfütterung 
von Hormonen weiterhin gestattet, zu unterneh- 
men, um die Verbraucher zu schützen und von 
der deutschen Landwirtschaft großen Schaden 
durch Wettbewerbsnachteile fernzuhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


2. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


Welche datenschutzrechtlichen Beanstandun- 
gen hatte der Bundesbeauftragte für den Daten- 
schutz auf Grund seiner Prüfkompetenz im BTX- 
Rechenzentrum in Ulm, und was wurde seitens 
der Bundesregierung veranlaßt, um diese Män- 
gel zu beseitigen? 


3. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) 


Wem soll ein Bürger eigentlich glauben, wenn er 
mit gleicher Post eine Mitteüung über eine Ge- 
bührenerhöhung der Deutschen Bundespost 
(DBP) sowie die Zusage des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen: „Die Preise bei 
der DBP bleiben auch im Jahr 1985 stabil" erhält, 
dem Gebührenbescheid oder dem Minister? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


4. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, entspre- 
chend der Forderung von Bundesminister 
Dr. Schneider ein „stadtökologisches Gesamt- 
konzept" vorzulegen? 


5. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Welche Auswirkungen wird dieses Konzept auf 
die Bodenschutzkonzeption der Bundesregie- 
rung und auf das Baugesetzbuch haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


6 . 


Abgeordneter 

Daweke 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung neben dem an der 
Universität Münster aufgedeckten Handel mit 
Studienplätzen, wo Bewerbungsunterlagen bei 
der Zulassung von ausländischen Studenten für 
Numerus-clausus-Fächer manipuliert worden 
sind, weitere derartige Fälle an anderen deut- 
schen Universitäten bekannt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


7. Abgeordneter 

Toetemeyer 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die im letzten Welt- 
entwicklungsbericht der Weltbank getroffene 
Feststellung: „Die Wälder sind für das Wirt- 
schaftsleben und die natürlichen Lebensbedin- 
gungen vieler Entwicklungsländer von zentraler 
Bedeutung.", und wenn ja, welche Folgerun- 
gen zieht sie daraus? 


8. Abgeordneter 

Toetemeyer 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Großpro- 
jekt Gishwati-Urwald durch die Weltbank im 
Norden Ruandas, das die Umwandlung dieses 
Waldes in Viehweiden und Kiefernwälder für die 
Holzproduktion vorsieht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


9. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, bei der Brüsseler Preisrunde ein weiteres 
Absinken der landwirtschaftlichen Einkommen 
wie in den letzten beiden Jahren besonders für 
Klein- und Mittelbetriebe zu verhindern, und 
denkt sie in diesem Zusammenhang an gestaffel- 
te Erzeugerpreise? 


10. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustel- 
len, daß nicht von den deutschen Landwirten 
auch dann sogenannte Superabgaben wegen 
Überheferung der Referenzmenge an die EG ge- 
zahlt werden müssen, wenn auf das vollständige 
Wirtschaftsjahr gesehen bezüglich der zugewie- 
senen deutschen Gesamtquote keine Überhefe- 
rung erfolgt? 


1 1 . Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wie wertet die Bundesregierung aus heutiger 
Sicht die Einführung sogenannter Hofquoten in 
der nationalen Ausgestaltung der sogenannten 
Garantiemengenregelung, und gibt es in diesem 
Zusammenhang Überlegungen oder Planungen 
zu einer sogenannten Regionahsierung der 
Quoten? 


12. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


Welche Pläne hat die Bundesregierung bezüg- 
lich der von den müchproduzierenden Bauern 
wegen Überheferung der Referenzmenge ge- 
zahlten sogenannten Superabgabe, und hat die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
Kenntnis davon, in welchem Umfang in den EG- 
Partnerländem die Superabgabe von betroffe- 
nen Landwirten abgeführt worden ist? 
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13. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


14. Abgeordneter 

Pfuhl 

(SPD) 


15. Abgeordneter 

Pfuhl 

(SPD) 


16. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung be- 
wogen, trotz frühzeitiger Aufforderung von vie- 
len Seiten, die Abführung der Superabgabe erst 
zu einem so späten Zeitpunkt auf das Ende des 
Müchwirtschaftsjahres zu verschieben, und gibt 
es in diesem Zusammenhang Überlegungen, 
wenigstens auf die bereits gezahlten Super- 
abgaben anfallende Zinsen den betroffenen 
Landwirten zurückzuzahlen? 

Inwiefern trägt die Bundesregierung dem Sach- 
verhalt Rechnung, daß durch Widersprüche von 
Bauern eine abschließende rechtsverbindliche 
Festlegung von Referenzmengen in vielen Fällen 
bisher nicht vorliegt, und wie wül sie in diesem 
Zusammenhang sicherstellen, daß Betriebe nicht 
durch finanziell untragbare Superabgabezahlun- 
gen haben aufgeben müssen, wenn sie im nach- 
hinein im Sinne ihres Widerspruchs obsiegen? 


Hat die Bundesregierung Vorstellungen und Plä- 
ne für den Fall, daß das Bundesverfassungsge- 
richt bezüglich der eingereichten Klagen gegen 
die Quotenregelung zum Urteil kommt, daß die- 
se mit dem Grundgesetz unvereinbar ist, und 
wenn ja, welche? 

Welche Maßnahmen zur Renationalisierung der 
Agrarpolitik wird die Bundesregierung einleiten, 
nachdem die Kommission Preisvorschläge für 
landwirtschaftliche Marktordnungsprodukte für 
das Wirtschaftsjahr 1985/86 vor geschlagen hat, 
die von der Bundesrepublik Deutschland und 
der deutschen Landwirtschaft als Provokation 
empfunden werden müssen? 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über den Schaden in der Teichwirtschaft durch 
Kormorane, und wie steht sie zu der Aussage des 
Landesnaturschutzverbandes Schleswig-Hol- 
stein, daß die Befürchtungen der Fischerei ge- 
genüber der Ausbreitung der Kormorane weitge- 
hend unbegründet oder im Interesse des Arten- 
schutzes nachrangig seien? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


18. Abgeordneter 

Reimann 


(SPD) 


Hält die Bundesregierung trotz der Proteste des 
DGB an den geplanten Veränderungen des Be- 
triebsverfassungsgesetzes fest angesichts der 
von Bundeskanzler Kohl abgegebenen Garantie 
der Mitbestimmung? 


19. Abgeordneter 

Reimann 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
neben den geplanten negativen Veränderungen 
(z. B. Wahlvorschriften, Freistellungen, Spre- 
cherausschüsse) auch die Erweiterung von Mit- 
bestimmungsregelungen die neuen Technolo- 
gien betreffend vorzunehmen? 
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20. Abgeordneter 

Kirschner 


(SPD) 


Sind Meldungen zutreffend, daß in der Woche 
ab 21. Januar 1985 im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung die Spendensamm- 
lung für die Hungernden in Afrika durch den 
beamteten Staatssekretär untersagt wurde? 


21. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


22. Abgeordneter 

Dr. Müller 

(CDU/CSU) 


Wie war die Schichtung der zeitlichen Dauer der 
Arbeitslosigkeit (unter einem Monat, mehr als 
ein Monat, länger als drei Monate, länger als 
sechs Monate, länger als ein Jahr, länger als 
zwei Jahre) im September 1984 (absolut und 
prozentual)? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
durch Sportfunktionäre verursachten, bewußt 
herbeigeführten Verletzungen und Invalidität, 
von allen Versicherten getragen werden müssen, 
und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie 
daraus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


23. Abgeordneter 

Krizsan 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch sind die Belastungen des Bundeshaus- 
halts durch die vom Bundesrechnungshof bei 
den Dienstzeitberechnungen der Müitäreinhei- 
ten bemängelte Anrechnung von z. B. Polter- 
abenden, Hochzeiten, Herrenabenden, Eisstock- 
schießen mit Damen etc., um so die Spitzen- 
dienstzulage kassieren zu können, und hält die 
Bundesregierung an der Definition fest: „Grund- 
sätzlich ist . . . nach dem Verständnis der Truppe 
alles Dienst, was nicht ausdrücklich als Freizeit 
bezeichnet wird " ? 


24. Abgeordneter 

Krizsan 

(DIE GRÜNEN) 


25. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang die Aussage von Bundesminister 
Dr. Wörner, 48 v. H. seiner Untergebenen „lei- 
steten" Woche für Woche über 56 Stunden 
„Dienst"? 


Trifft es zu, daß das Buch von Andre Glucks- 
mann, Phüosophie der Abschreckung, auf Veran- 
lassung des Kommandeurs des VerbKdo TerrKdo 
Süd zu USAREUR/7. (US) Armee von der Bun- 
deswehr beschafft und in die Bibliotheken der 
Bundeswehr eingestellt werden soll? 


26. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Wenn ja, wie beurteüt die Bundesregierung das 
Buch von Andre Glucksmann, Phüosophie der 
Abschreckung als Lehrmaterial für die Soldaten? 


27. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


Weshalb wurden die müitärischen Übungen in 
Hohenfels und Grafenwöhr, an denen weit über 
200 Soldaten z. T. Erfrierungen ersten und zwei- 
ten Grades erlitten haben, nach Bekanntwerden 
dieser Verletzungen nicht abgebrochen? 
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28. Abgeordneter 

Antretter 


(SPD) 


29. Abgeordneter 

Reuter 

(SPD) 


Wie ist es zu erklären, daß Soldaten, die bei 
derart extremen Witterungsbedingungen zu län- 
ger dauernden militärischen Übungen eingesetzt 
werden, mit unzureichender Kleidung ausgerü- 
stet werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Wehr- 
pflichtige bei Schießübungen als lebende Ziel- 
scheiben eingeteüt wurden, und hält dies die 
Bundesregierung mit der Menschenwürde und 
mit den Richtlinien der Inneren Führung der 
Bundeswehr für vereinbar? 


30. Abgeordneter 

Reuter 

(SPD) 


31. Abgeordneter 

Dr. Scheer 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
solche Praktiken für die Zukunft zu unterbinden 
und insbesondere Antragsteller auf Anerken- 
nung als Kriegsdienstverweigerer vor Schikanen 
zu bewahren? 

Wie steht die Bundesregierung zu Aussagen aus 
dem Hearing des Streitkräfteausschusses des Re- 
präsentantenhauses, wonach bis Ende des Haus- 
haltsjahrs 1985 insgesamt 275 Pershing II produ- 
ziert werden sollen, und für welchen Raum sind 
nach Informationen der Bundesregierung diese 
Perhing II-Raketen gedacht? 


32. Abgeordneter 

Dr. Scheer 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung dementieren oder 
bestätigen, daß über die in der NATO vereinbar- 
te Zahl von 108 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu stationierenden Pershing II-Raketen 
hinaus weitere Raketen als Nachladekapazität 
in den Vereinigten Staaten von Amerika bereit- 
gehalten werden, während die dafür erforderli- 
chen atomaren Sprengköpfe bereits in der Bun- 
desrepublik Deutschland gelagert werden? 


33. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Studie von Professor 
Paul Crutzen über die Auswirkungen eines mit 
atomaren Waffen geführten Krieges auf das Kli- 
ma bekannt, und welche Konsequenzen zieht sie 
aus dieser Studie vor allem im Hinblick auf den 
von der NATO propagierten unverzichtbaren 
Ersteinsatz von Atomwaffen unter Berück- 
sichtigung der These vom „atomaren Winter"? 


34. Abgeordneter 

Horacek 

(DIE GRÜNEN) 


Wie groß ist das Ausmaß der bisher absehbaren 
Schäden, die durch das Reforger-Manöver „Cen- 
tral Guardian" verursacht worden sind? 


35. Abgeordneter 

Horacek 

(DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung versucht, auf die US- 
Army Einfluß zu nehmen, um auf Grund des 
Smog- Alarms in den hessischen Städten Gießen 
und Kassel, der während des Manövers noch in 
Kraft war, die Luftverschmutzung durch 
ca. 22 000 am Manöver beteiligten Rad- und Ket- 
tenfahrzeuge zu unterbinden? 
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36. Abgeordneter 

Dr. Kübler 


(SPD) 


37. Abgeordneter 

Vogt 

(Kaiserslautern) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie kann die Bundesregierung in Zukunft ge- 
währleisten, daß die US- Streitkräfte nicht mehr 
die deutsche Bevölkerung auf Flugblättern zum 
Aufspüren von „Saboteuren, Verdächtigen und 
sich auffällig verhaltenden Personen" auf for- 
dern, wie in Hessen beim NATO-Manöver „Cen- 
tral Guardian" geschehen, und hatten die US- 
Streitkräfte dieses ihr Verhalten mit der Bun- 
desregierung abgestimmt? 

Hat sich die Bundesregierung darüber unterrich- 
ten lassen, daß eine Pressemappe des V. US- 
Corps für das Manöver „Central Guardian" zu- 
rückgerufen wurde, und was der Grund für die- 
ses Vorhaben war? 


38. Abgeordneter 

Vogt 

(Kaiserslautern) 

(DIE GRÜNEN) 


Fand das Manöver „Central Guardian" nach den 
Grundsätzen von Air/Land-Battle und Field- 
Manual 100/5 statt, und welche Auswirkungen 
hat dies auf die teilnehmenden deutschen 
Truppen? 


39. Abgeordneter 

Kleinert 

(Marburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß US-Minister Caspar Weinberger am 1 . Fe- 
bruar 1983 vor dem US-Senat auf Anfrage bestä- 
tigte, daß nach „Air/Land-Battle" bereits wäh- 
rend der Reforger-Manöver (Return Forces to 
Germany) im Herbst 1982 geübt wurde? 


40. Abgeordneter 

Kleinert 

(Marburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Treffen Informationen zu, wonach ein Gebiet 
östlich von Krofdorf-Gleiberg westlich der Lahn 
am 24. Januar 1985 von den „Blauen" (= Vertei- 
digern) durch den simulierten Einsatz chemi- 
scher Kampfstoffe für die vorriickenden „Roten" 
(= Angreifer) unpassierbar gemacht wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


41. Abgeordneter Welche Auswirkungen hat das deutsch-tsche- 

Dr. Rose choslowakische Binnenschiffahrtsabkommen 

(CDU/CSU) vom Dezember 1984 auf die wirtschaftliche Si- 

tuation des Rhein-Main-Donau-Kanals? 


42. Abgeordneter 
Dr. Rose 

(CDU/CSU) 


Ab wann wird die Deutsche Lufthansa den Flug- 
verkehr zwischen Frankfurt am Main und Wind- 
hoek aufnehmen, und sind hierzu bereits ent- 
sprechende Verhandlungen aufgenommen wor- 
den bzw. geplant? 


43. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Ist auf der 13. Tagung der Kommission der Bun- 
desrepublik Deutschland und der UdSSR für 
wirtschaftliche und wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit auch Einvernehmen über eine 
Fährverbindung zwischen der Sowjetunion und 
der Bundesrepublik Deutschland erreicht 
worden? 
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44. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung, nachdem im Kommu- 
nique vom 24. Januar 1985 festgestellt worden 
ist, daß sich der Warenaustausch zwischen bei- 
den Ländern ausgeweitet habe und daß beide 
Seiten ihre Bereitschaft bekräftigt hätten, die 
den beiderseitigen Interessen entsprechenden 
Wirtschaftsbeziehungen auf der Grundlage der 
geltenden Abkommen und im Geiste der in Hel- 
sinki und auf dem Madrider Treffen erzielten 
Vereinbarungen auch weiterhin zu entwickeln, 
nunmehr eine positive Haltung zu der schleswig- 
holsteinischen Landeshauptstadt Kiel als Fähr- 
hafen auf der Seite der Bundesrepublik Deutsch- 
land eingenommen? 


45. Abgeordneter 

Schily 

(DIE GRÜNEN) 


Hat die Deutsche Lufthansa dem ehemaligen 
FDP- Vorsitzenden im rheinland-pfälzischen 
Landtag, Scholl, der sich zur Zeit unter dem 
Verdacht des Raubes in Untersuchungshaft be- 
findet, seit seinem Ausscheiden aus dem Amt 
des Geschäftsführers des Pharma-Verbandes 
Anfang der achtziger Jahre für „die Wahrneh- 
mung rechtlicher Aufgaben' 1 monatlich einen 
Betrag von 10 000 DM gezahlt? 


46. Abgeordneter 

Schily 

(DIE GRÜNEN) 


Besteht ein Zusammenhang zwischen den Zah- 
lungen der Deutschen Lufthansa und dem Zu- 
standekommen des „Beratervertrages" Schölls 
bei der Deutschen Anlagen Leasing (DAL), der 
mit 5 000 DM monatlich dotiert war? 


47. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Hatte die Bundesregierung oder hatten einzelne 
Regierungsmitglieder davon Kenntnis, daß der 
ehemalige rheinland-pfälzische FDP-Landesvor- 
sitzende Scholl einen Beratervertrag mit der 
Deutschen Lufthansa hatte, und wenn ja, mit 
welchen Bedingungen dieser Vertrag zustande 
gekommen ist? 


48. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß der Berater- 
vertrag auf Drängen des Bundeskanzlers zustan- 
de gekommen ist, und wenn ja, welche Interes- 
sen hat der Bundeskanzler damit verbunden? 


49. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteüen, welche Er- 
fahrungen mit dem Modellversuch der dreispuri- 
gen Bundesfernstraße B 33 im Kinzigtal auf 
einem Teilstück von 5,6 Kilometer hinsichtlich 
des Überholverhaltens, der Verkehrssicherheit 
und des Verkehrsflusses in der Modellphase ge- 
macht wurden, und hält sie dreispurige Fahr- 
streifen für den künftigen Ausbau von Bundes- 
femstraßen, auch aus wirtschaftlichen Gründen, 
für geeigneter? 
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50. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


51. Abgeordneter 

Grünbeck 

(FDP) 


Sind der Bundesregierung Planungsentwürfe 
des Regierungspräsidiums Karlsruhe für den 
vierspurigen Ausbau der B 462 von der B 3 bis 
Gaggenau bekannt, und kann sie darauf hinwir- 
ken, daß aus den Erfahrungen des Modellver- 
suchs mit der B 33 Schlußfolgerungen auf die 
B 462 gezogen und entsprechende Planungsal- 
ternativen für ein dreispuriges Ausbaukonzept 
vorgelegt werden? 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
zum Stand der Planung, Finanzierung und zum 
weiteren Ausbauverlauf der Bundesfernstraße 
A 7, insbesondere über die österreichische Lan- 
desgrenze hinaus? 


52. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Gibt es seitens des Bundesministeriums für Ver- 
kehr oder der Deutschen Bundesbahn (DB) 
Überlegungen, den Bundesverkehrswegeplan 
1985 oder spätere um die DB-Trasse Neu- 
markt — Ingolstadt zu erweitern, und welche 
Auswirkungen hätte dies auf den Nürnberger 
Hauptbahnhof? 


53. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Besteht nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz die Möglichkeit, für den Ausbau 
bzw. Umbau von Straßenbahnen zu Stadtbahnen 
Zuschüsse zu erhalten, und welche Bereitschaft 
des Bundesministeriums für Verkehr unter wel- 
chen Voraussetzungen besteht seitens des Mini- 
steriums, diese Zuschüsse zu gewähren? 


54. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Welches Bauinvestitionsvolumen würde das In- 
kraft setzen des im Deutschen Bundestag schon 
einmal gescheiterten Lärmschutzgesetzes auslö- 
sen, und denkt die Bundesregierung'' daran, im 
Interesse der Bauwirtschaft ebenso wie im Inter- 
esse des Umweltschutzes das Lärmschutzgesetz 
erneut einzubringen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


55. Abgeordneter 

Catenhusen 


(SPD) 


Welche begleitenden FuE-Arbeiten werden vom 
Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie zum Projekt einer großtechnischen Wieder- 
aufarbeitungsanlage gefördert, welche Finanz- 
mittel sind dafür in der mittelfristigen Finanzpla- 
nung vorgesehen? 


56. Abgeordneter 

Catenhusen 

(SPD) 


Mit welchen Zielsetzungen will die Bundesre- 
gierung Technologie-Folgen- Abschätzung för- 
dern, in welchem Ausmaß wül sie gesellschaftli- 
chen Gruppen an der Zielsetzung und Durchfüh- 
rung von TA-Studien beteüigen? 
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57. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


Wie und in welcher Weise gedenkt die Bundes- 
regierung die Forschung mit menschlichen Em- 
bryos zu kontrollieren? 


58. Abgeordneter 

Schwenninger 

(DIE GRÜNEN) 


Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, daß 
Brasilien am 21. November 1984 eine zweistufi- 
ge SONDA IV-Rakete mit einer Reichweite von 
1 000 Kilometer startete, wie es in der Zeitschrift 
„Soldat und Technik", Januar 1985, zu lesen ist? 


59. Abgeordneter 

Schwenninger 

(DIE GRÜNEN) 


Durch welche technischen Maßnahmen wurde 
aus der Höhenforschungsrakete SONDA IV die 
ballistische Rakete SONDA IV, und ist die Bun- 
desregierung nach wie vor der Auffassung, daß 
ihre zivile Höhenforschungsraketenkooperation 
mit Brasilien von den Brasilianern ausschließlich 
zivil und nicht militärisch genutzt wird? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


60. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


61. Abgeordneter 

Dr. Schmude 

(SPD) 


62. Abgeordneter 

Dr. Schmude 

(SPD) 


63. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


Wie wirkt der Bundeskanzler dem innen- und 
außenpolitisch schädlichen Eindruck entgegen, 
daß mündliche Äußerungen von Vertrieb enen- 
Funktionären aus jüngster Zeit und schriftliche 
Äußerungen in Artikeln in von der Bundesregie- 
rung subventionierten Organen von Landsmann- 
schaften im In- und Ausland lautgewordenen 
Vorwürfen von westdeutschem Revanchismus 
und Pan-Germanismus Vorschub leisten? 


Welcher Unterschied zwischen den Formulierun- 
gen „Schlesien bleibt unser" und „Schlesien 
bleibt unsere Zukunft" erlaubt dem Bundes- 
kanzler, auch unter Berücksichtigung der Erläu- 
terungen im Brief des Vorsitzenden der Schlesi- 
schen Landsmannschaft, Dr. Hupka, an den 
Bundeskanzler, nun die Teünahme am Schle- 
sier-Treffen im Sommer 1985 in Hannover? 

Teilt der Bundeskanzler die Auffassung seines 
Bundesaußenministers, daß der Vertrag zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik Polen, dem zufolge die Bundesre- 
publik Deutschland jetzt und in Zukunft keine 
Gebietsansprüche gegen Polen hat, eine „Kost- 
barkeit" im Ost-West-Verhältnis ist, oder ist er 
der Meinung, daß dieser Vertrag lediglich eine 
vorläufige Vereinbarung darstellt? 


Kann der Bundeskanzler Informationen bestäti- 
gen, denen zufolge von westlichen Regierungen 
Irritationen über die Diskussion um das Motto 
des Schlesier-Treffens zum Ausdruck gebracht 
worden sind, und wie hat die Bundesregierung 
darauf reagiert? 
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64. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


Ist der Bundeskanzler der Auffassung, daß den 
Vertriebenen- Verbänden weiterhin hohe Sum- 
men aus dem Bundeshaushalt zukommen sollen, 
und kann er angeben, wieviel Geld diese Ver- 
bände insgesamt aus Bundesmitteln in den Jah- 
ren 1983 und 1984 erhalten haben? 


65. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 


Was gedenkt der Bundeskanzler zu tun, um dem 
allgemein negativen Echo in Ost und West auf 
die Diskussion über seine Teilnahme an dem 
Schlesier-Treffen entgegenzutreten? 


66 . 


Abgeordneter 

Polkehn 


(SPD) 


Teilt der Bundeskanzler die Auffassung, daß un- 
abhängig von bestimmten Rechtspositionen, die 
Bestandteil des europäischen Status quo sind, 
die ehemaligen Ostgebiete des Deutschen Rei- 
ches nicht durch Handlungen sogenannter „ Ver- 
zichtspolitiker", sondern infolge des von Hitler 
am 1. September 1939 mit dem Angriff auf Polen 
begonnenen Zweiten Weltkrieges verlorenge- 
gangen sind? 


67. Abgeordneter 

Polkehn 

(SPD) 


Wie bewertet der Bundeskanzler die Tatsache, 
daß in von der Bundesregierung subventionier- 
ten Presseorganen ehrenrührige Begriffe wie 
„Verzichtspolitiker" propagiert werden? 


68. Abgeordneter 

Dr. Soell 

(SPD) 


Welche Folgerungen zieht der Bundeskanzler 
daraus, wenn er es für verwerflich hält, daß der 
Begriff „Verzichtspolitiker", der eine wesentli- 
che Rolle bei der Zerschlagung der Weimarer 
Republik gespielt hat, heute erneut deutschen 
Patrioten in von der Bundesregierung subventio- 
nierten Presseerzeugnissen vorgeworfen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


69. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Sind der Bundesregierung die fortwährenden 
Auseinandersetzungen des Kommandeurs der 
Grenzschutzeinheit in Bad Hersfeld mit Mitar- 
beitern des Bundesgrenzschutzes (BGS), vorwie- 
gend des Personalrates, bekannt, und hält sie die 
vor dem Arbeitsgericht, dem Verwaltungsgericht 
und dem ordentlichen Gericht ausgetragenen 
Streitsachen dem Arbeitsklima, dem Arbeitsfrie- 
den und dem guten Ruf des BGS für dienlich? 


70. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung, 
diese latent unerfreuliche und für den Teamgeist 
des Bundesgrenzschutzes schädliche Situation 
zu beenden? 
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71. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung angesichts der Er- 
kenntnisse mit den Smog-Alarmen in Berlin, 
Nordrhein-Westfalen und Hessen ein, daß im 
Verkehrsbereich viel schneller und nachhaltiger 
Umweltbelastungen minimiert und der schie- 
nengebundene öffentliche Nah- und Fernver- 
kehr gefördert werden muß? 


72. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung auf die Bundesländer 
einwirken, dem Beispiel von Nordrhein-Westfa- 
len und Hessen zu folgen und umgehend die 
gleichen scharfen Smog- Vorschriften in Kraft 
setzen wie in den genannten beiden Ländern? 


73. 


Abgeordneter 

Menzel 


(SPD) 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung aus der Tatsache zu ziehen, daß einige 
Bundesländer zum Schutz der Bevölkerung 
überhaupt keine Smog-Verordnung erlassen ha- 
ben und die Grenzwerte zur Auslösung des 
Smog- Alarms in den Ländern mit Smog-Verord- 
nung unterschiedlich festgelegt sind? 


74. Abgeordneter 

Menzel 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es im Interesse des 
Gesundheitsschutzes der Bevölkerung für wün- 
schenswert, daß die in Nordrhein-Westfalen fest- 
gelegten Grenzwerte auch von den anderen 
Bundesländern übernommen werden, und was 
gedenkt sie zu tun, um zu einheitlichen Regelun- 
gen zu kommen? 


75. Abgeordneter 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geborene Kinder ausländischer Arbeitneh- 
mer statistisch als „zugezogene" Ausländer an- 
gesehen werden? 


76. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie viele Tamüen aus Sri Lanka halten sich in 
der Bundesrepublik Deutschland als Asylsu- 
chende mit Asylgenehmigung und ohne Asyl- 
genehmigung auf? 


77. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


Wie läßt sich die Stellenausschreibung „Das 
Bundesarchiv sucht zum 1. Februar 1985 eine/n 
rüstigen Rentner/in, der/die das 63. Lebensjahr 
vollendet hat" in der Rhein- Zeitung vom 8./ 
9. Dezember 1984 mit den erklärten Bemühun- 
gen der Bundesregierung zur Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit auch durch Vorruhestandsrege- 
lungen usw. vereinbaren? 


78. Abgeordneter 

Stockleben 

(SPD) 


Wie haben sich die Zuschüsse des Bundes an die 
Heimkehrerstiftung seit Inkrafttreten des § 46 b 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
(KgfEG) entwickelt? 
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79. Abgeordneter 

Stockleben 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die gegenwärtige Pra- 
xis der Heimkehrerstiftung für zumutbar, nach 
§ 46 b KgfEG antragstellende Heimkehrer ange- 
sichts ihrer kriegsbedingten Verluste mit büro- 
kratischen Vorschriften und der peniblen Aus- 
forschung der Einkommens- und Vermögensver- 
hältnisse zu konfrontieren, und ist sie gegebe- 
nenfalls bereit, durch Auflockerung der entspre- 
chenden Vorschriften für Abhilfe zu sorgen? 


80. Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 

Dr. Jannsen 


(DIE GRÜNEN) 


83. Abgeordneter 

Dr. Jannsen 

(DIE GRÜNEN) 


Auf welche Weise versucht die DKP, den 
40. Jahrestag der Kapitulation des Deutschen 
Reiches für ihre verfassungsfeindlichen Ziele 
nutzbar zu machen? 


Welches sind die Hintergründe der Kampagne 
„Hirochima mahnt - Für Europa und die Welt: 
Stoppt den Rüstungswahnsinn! "? 


An wieviel Schulen im Bundesgebiet hat der 
Bundesminister des Innern die Schrift von 
Manfred Hättlich „Zorniger Bürger - von Sinn 
und Unsinn des Demonstrierens " auf Grund wel- 
cher Anfragen versandt? 


Wie begründet die Bundesregierung diese Maß- 
nahme, insbesondere in bezug auf die Kultur- 
hoheit der Länder? 


84. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 
Dr. Müller 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesre- 
gierung zu, daß Demonstrationen, an denen ver- 
mummte oder passiv bewaffnete Personen teü- 
nehmen, zu fast einem Drittel unfriedlich verlau- 
fen, während bei anderen Demonstrationen die 
Wahrscheinlichkeit eines unfriedlichen Verlaufs 
wesentlich geringer ist, und daß die Steine wer- 
fenden und gewalttätigen Polit- Chaoten, welche 
das Versammlungsrecht zu ihren Zwecken miß- 
brauchen, seit langem nur noch vermummt und 
passiv bewaffnet auftreten? 


Trifft es nach den Beobachtungen der Bundesre- 
gierung zu, daß die im Versammlungsgesetz vor- 
gesehene Möglichkeit, bei unmittelbarer Gefahr 
eines unfriedlichen Verlaufs eine Vermummung 
bzw. passive Bewaffnung durch Auflagen zu un- 
tersagen, in vielen Fällen insbesondere deswe- 
gen nicht ausreicht, weü das Versammlungs- 
recht auf gewisse Veranstaltungen (wie z. B. 
Rockkonzerte) nicht anwendbar ist bzw. die Stö- 
rer als geschlossene Gruppe neben einer De- 
monstration vorgehen, die betreffende Ver- 
sammlung nicht ordnungsgemäß angemeldet 
wurde, und wenn ja, welche Folgerungen zieht 
sie daraus? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Einfüh- 
rung des sogenannten Sütonenschritts im Lang- 
laufsport? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


87. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung bislang 
unternommen, um die Auslieferung des frühe- 
ren KZ- Arztes von Auschwitz, Mengele, aus 
Paraguay oder anderen Ländern zu erreichen? 


88. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei dem für den 
Sommer dieses Jahres geplanten offiziellen Be- 
such des Staatspräsidenten von Paraguay, Gene- 
ral Stroessner, die Auslieferung Mengeles zu for- 
dern? 


89. Abgeordneter 

Bachmaier 

(SPD) 


90. Abgeordneter 

Bachmaier 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß Regierungsdirektor Walter 
dem Verwaltungsgericht Berlin auf dessen zum 
drittenmal geäußerte Bitte, Kemal Altun nicht 
vor Abschluß der mündlichen Verhandlung vor 
dem Verwaltungsgericht auszuliefern, am 
26. August 1983 telefonisch mitgeteüt hat, 
Staatssekretär Dr. Kinkel habe entschieden, daß 
das Bundesministerium der Justiz über diese 
dritte Bitte erst entscheiden werde, wenn sie 
ausführlich schriftlich begründet vorliege, und 
wie ist diese Entscheidung des Staatssekretärs 
auf dem Hintergrund der Tatsache zu erklären, 
daß sich ihm schon am 29. Juli 1983 im Gespräch 
mit dem Anwalt eine neue Sachlage hinsichtlich 
der Auslieferung Altuns ergeben habe? 

Warum hat das Bundesministerium der Justiz 
dem Verwaltungsgericht Berlin nicht zumindest 
mitgeteilt, daß eine Auslieferung Altuns nicht 
vor Klärung dieser neuen Sachlage in Frage 
kommt, und kann das Bundesministerium der 
Justiz ausschließen, daß Kemal Altun angesichts 
der Hinhaltetaktik des Bundesministeriums der 
Justiz auch nach dem 29. Juli 1983 allenfalls mit 
klaren und eindeutigen schriftlichen Aussagen 
des Bundesministers der Justiz noch hätte über- 
zeugt werden können, daß sein Grundrecht auf 
Asyl nicht durch eine Auslieferung unterlaufen 
würde? 


91. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


92. Abgeordneter 

Lowack 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung der im Europarat disku- 
tierte Bericht „Inquiry into human fertilization 
and embryology" bekannt, und in welcher Weise 
gedenkt die Bundesregierung Empfehlungen 
oder gesetzliche Regelungen zu diesem Bericht 
vorzunehmen? 

Ist der Bundesregierung die Praxis der deut- 
schen Gerichte, bei der Scheidung der Ehe in der 
Regel nur einem Eltemteil das Recht der elterli- 
chen Sorge zu übertragen und damit den ande- 
ren von der Erziehung gemeinschaftlicher Kin- 
der auszuschließen, bekannt, und ist sie bereit, 
im Rahmen einer Gesetzesinitiative unter Be- 
rücksichtigung der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 3. November 1982 
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(BGBl. I S. 1596) zur Nichtigkeit des § 1671 
Abs. 4 Satz 1 BGB und unter Beachtung von 
Artikel 16 der UNO-Menschenrechtserklärung 
eine Änderung des § 1671 BGB herbeizuführen, 
mit der erreicht werden kann, daß grundsätzlich 
die elterliche Sorge auch nach der Scheidung im 
Verantwortungsbereich beider Elternteile ver- 
bleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


93. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


96. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


97. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 
deutsch-österreichischen Grenzübergang Kie- 
fersfelden/Kufstein die vorgesehene E-Spur ge- 
sperrt und auf der anderen, einzig verbleibenden 
Spur (ebenfalls mit „E" ausgezeichnet) Kontrol- 
len im alten Umfang durchgeführt werden? 


Entsteht so nicht der Eindruck, die zuständigen 
Grenzbeamten unterminierten aus eigenem Er- 
messen die politisch vereinbarte Liberalisierung 
des Grenzverkehrs unter dem Hinweis auf zu- 
nehmende Schmuggeltätigkeit, und was ge- 
denkt die Bundesregierung gegen diese be- 
wußte Behinderung eines freien Reiseverkehrs 
durch nachgeordnete Dienststellen zu unter- 
nehmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammen- 
hang mit den Überlegungen zur Steueränderung 
die immer wieder hinausgeschobene Anhebung 
der Kilometer- Pauschale für Pendler auf 
0,50 DM vorzuschlagen und insbesondere für 
den ländlichen Raum ohne zureichendes Ange- 
bot an öffentlichen Personennahverkehrsleistun- 
gen vorzusehen? 

Hat die Bundesregierung zur Kenntnis genom- 
men, daß die Zahl der Baugenehmigungen für 
Wohnungen 1984 um 18 v. H. auf den Stand von 
1982 gesunken ist, und wann wird sie endlich 
durch einen Gesetzentwurf Klarheit schaffen 
über die zukünftige Förderung des selbstgenutz- 
ten Wohneigentums? 


Wird die Bundesregierung mit der seit langem 
angekündigten Neuregelung der Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums die Förderung 
gegenüber dem Stand 1985 verbessern oder re- 
duzieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


98. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen haben die deutsch-so- 
wjetischen Wirtschaftsgespräche vom Januar 
1985 auf die Arbeitsplätze in der Bundesrepublik 
Deutschland? 
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99. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 

100. Abgeordneter 

Dr. Jens 

(SPD) 


101. Abgeordneter 

Dr. Jens 

(SPD) 


102. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


103. Abgeordneter 

Lambinus 

(SPD) 


In welchem Ümfang werden die im Rahmen der 
deutsch-sowjetischen Wirtschaftsgespräche ver- 
einbarten Geschäfte durch Hermes-Bürgschaf- 
ten abgedeckt? 

Entsprach nach dem Kenntnisstand der Bundes- 
regierung die Zusicherung von Philips, nur mit 
15 v. H. an Loewe-Opta beteiligt zu sein, zum 
Zeitpunkt ihrer Abgabe den Tatsachen, oder 
wenn nein, trifft diese Zusicherung jedenfalls 
gegenwärtig zu? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
in § 39 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen vorgesehene Höchstbuße von 
50 000 DM ausreicht, um auch gegenüber Groß- 
unternehmen wie Philips die Einhaltung ihrer 
gesetzlichen Offenlegungspflicht bei der Anmel- 
dung und Anzeige von Zusammenschlüssen si- 
cherzustellen? 

In welchem Umfang haben die Bundesunterneh- 
men Deutsche Bundespost und Deutsche Bun- 
desbahn sowie das Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung bei der Firma Sonnenschein in 
den Jahren 1981, 1982, 1983 und 1984 Batterien 
beschafft, und in welchem Verhältnis stehen die- 
se Beschaffungen zu dem jeweiligen Gesamtum- 
fang? 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Lieferung von Panzertransportern oder 
vergleichbaren Zugmaschinen durch die Firmen 
Daimler-Benz und MAN und der dazugehörigen 
Fahrwerke durch die Firma Goldhofer (Mem- 
mingen) nach Südafrika? 


104. Abgeordneter 

Verheugen 

(SPD) 


105. Abgeordneter 

Verheugen 

(SPD) 


106. Abgeordneter 

Dr. Kühler 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung aus einem Bericht der 
„Sunday Times", Johannesburg, vom 18. No- 
vember 1984 geprüft, ob es zutrifft, daß die Firma 
„Magnis Heavy Truck Corporation" in Südafrika 
militärische Schwertransporter auf der Grundla- 
ge von Fahrzeugen der Firma Magirus bzw. mit 
einer Lizenz der Firma Magirus baut? 

Falls der Bericht der „Sunday Times", Johannes- 
burg, nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung zu trifft, steht dieser Tatbestand in Überein- 
stimmung mit dem Waffenembargo der Ver- 
einten Nationen gegen Südafrika, dem sich auch 
die Bundesregierung angeschlossen hat? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die unge- 
wöhnlich starke und bei allen Mineralölfirmen 
einheitliche ansteigende Preisentwicklung bei 
Dieselkraftstoffen im Verhältnis zu Super- und 
Normalbenzin, und ist dahinter nicht die Absicht 
der Ölindustrie zu erkennen, eine neue Preisrun- 
de für bleifreies Benzin bei Einführung des Kata- 
lysator-Autos vorzubereiten? 
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107. Abgeordneter 
Hinsken 
(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß die Ausbildungsordnung „Spe- 
ditionsfacharbeiter" nur deshalb bisher nicht ge- 
schaffen werden konnte, weil der DGB hier ab- 
blockt? 


108. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Aussagen der Wirt- 

Hinsken schaft bestätigen, daß durch die Schaffung einer 

(CDU/CSU) Ausbildungsordnung „Speditionsfacharbeiter" 

ca. 3 000 bis 5 000 neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden könnten, und ist sie deshalb im Interesse 
von ausbildungsplatzsuchenden Jugendlichen 
bereit, notfalls ohne Beteiligung des DGB das 
hierfür notwendige formelle Erarbeitungsverfah- 
ren einzuleiten? 


109. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über den Umfang der Arbeit von ' dänischen 
Handwerksfirmen im grenznahen Raum Schles- 
wig-Holsteins, und welche Auswirkungen auf 
die Wirtschaft in diesem Raum sind der Bundes- 
regierung bekannt? 


Bonn, den 1. Februar 1985 
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